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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  2 1 8  

vom 9. September 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen die Staatssekretäre H a u e i s  und Dr. 

R e n n e r; ferner alle Unterstaatssekretäre. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamt für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m,  

„           „    Äußeres: Sektionschef Dr. S c h ü l l e r, 

„ „  Land- und Forstwirtschaft: Vizepräsident Dr. P a n t z. 

 

Vorsitz: Staatssekretär Dr. M a y r. 

 

Dauer: 21.00 – 00.00 

 

Reinschrift (29 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

27. Personalsitzung, Protokoll fehlt, Konzept fehlt, Beilagen der Staatsämter (fol. 504) 

 

Inhalt: 

1. Wahlrecht der im Auslande wohnenden österreichischen Staatsbürger. 

2. Verlangen der kommunistischen Partei Deutschösterreichs nach Vertretung in den 

Wahlbehörden in allen Instanzen. 

3. Teilnahme an der Brüsseler Finanzkonferenz. 

4. Ausprägung von Dukaten. 

5. Ausgabe besonderer Briefmarken aus Anlass der Volksabstimmung in Kärnten. 

6. Hochwasserkatastrophe in Salzburg. 

7. Verkehrsunterbrechung auf der Strecke Radkersburg-Luttenberg. 

8. Entwurf eines Gesetzes über die Verschiebung der Volkszählung. 

9. Entwurf eines Gesetzes über das Verbot der Beteiligung des Versicherungsnehmers an 

der Agentenprovision. 

10. Gesetzesbeschluss des n.ö. Landtages, betreffend die Einhebung einer Auflage auf 



218 – 1920-09-09 

 
2 

Wein und Obstmost in der Stadtgemeinde Mödling. 

11. Gesetzesbeschlüsse des n.ö. Landtages, betreffend die Einhebung von 

Mietzinsauflage beziehungsweise Getränkeauflagen in den Gemeinden Reichenau, 

Maria-Enzersdorf und Gänserndorf. 

12. Beschluss des o.ö. Landtages, betreffend die Beteiligung des Landes Oberösterreich 

an der oberösterreichischen Wasserkraft A.G. in Lins und Übernahme der 

Landesgarantie für ein von dieser Gesellschaft aufzunehmendes Darlehen von 200 

Millionen Kronen. 

13. Steiermärkisches Straßen-Konkurrenz-Gesetz; Abänderung der Novelle vom 26. 

April 1894, R.G.Bl. Nr. 30. 

14. Beschluss des steiermärkischen Landtages auf Erhöhung der Brückenmaut in der 

Gemeinde Lafnitz. 

15. Gesetzesbeschluss des Vorarlberger Landtages, betreffend den Bau und die Erhaltung 

öffentlicher nichtärarischer Straßen und Wege. 

16. Provisorisches Handelsabkommen mit dem Königreiche der Serben, Kroaten und 

Slovenen. 

17. Durchführung des § 31 des Wehrgesetzes vom 18. März 1920 über Vertrauensmänner 

(Soldatenräte) der Offiziere. 

18. Ankauf und Ausfuhr von Ekrasit durch die polnische Wirtschafts- und 

Handelskommission. 

19. Gesetzentwurf, betreffend die Anrechnung der in der Jugendfürsorge zugebrachten 

Dienstzeit für die Zulassung zur Ablegung der Lehrbefähigungsprüfung für allgemeine 

Volksschulen. 

20. Übereinkommen mit der Württembergischen Regierung wegen gegenseitiger 

Durchführung der Schulpflicht. 

21. Weitere Belassung von aus den abgetretenen Gebieten stammenden Zöglingen der 

Staatserziehungsanstalten, beziehungsweise Stundung des Nachweises über die 

Erwerbung der österreichischen Staatsbürgerschaft. 

22. Erhöhung der Preise für Pflanzenfett. 

23. Vorschusszahlung auf die Besoldungereform. 

24. Vollzugsanweisung über die Anmeldung der in Frankreich und in Großbritannien und 

Irland und deren Überseegebieten befindlichen Aktiven österreichischer 

Staatsangehöriger. 

25. Vereinbarungen mit Großbritannien über die Abstattung der Vorkriegsschulden. 
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26. Österreichisch-deutsches Übereinkommen zur Regelung gewisser finanzieller Fragen. 

27. Gesetzesbeschlüsse des n.ö. Landtages vom 29. Juli 1920, betreffend die Erhöhung 

der Jagdkartentaxen für das Land Niederösterreich und in der Stadt Wien. 

28. Ausfertigung von Vollmachten für die Unterhändler der Republik Österreich beim 

Weltpostkongresse in Madrid. 

29. Gesetzesbeschluss des steiermärkischen Landtages, betreffend Abänderung des 

Gesetzes vom 28. April 1909, L.G.Bl. Nr. 40, über den Sanitätsdienst in den 

Gemeinden Steiermarks mit Ausnahme von Graz. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1 betr. Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht z. Zl. 38.827/20 über das 

Wahlrecht der im Ausland wohnenden österreichischen Staatsbürger (4 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Verlangen der kommunistischen Partei DÖs.auf Vertretung in den 

Wahlbehörden in allen Instanzen (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Ausgabe besonderer Briefmarken aus Anlass der Volksabstimmung 

in Kärnten (3 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht z. Zl. 

36.869-1920 über einen Gesetzesentwurf zur Verschiebung der Volkszählung mit 

Gesetzesentwurf samt Begründung (4 Seiten, zweifach)  

Beilage zu Punkt 9 betr. Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht über den Entwurf eines 

Gesetzes für das Verbot der Beteiligung des Versicherungsnehmers an der Agentenprovision 

mit Gesetzesentwurf samt Begründung (6 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht über den 

Gesetzesbeschluss des nö. Landtages zur Einhebung einer Auflage auf Wein und Obstmost in 

Mödling (1 Seite, zweifach) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht über den 

Gesetzesbeschluss des nö. Landtages zur Einhebung von Mietzins- bzw. Getränkeauflagen in 

Reichenau, Maria-Enzersdorf und Gänserndorf (1 Seite, zweifach) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht über den 

Gesetzesbeschluss des oö. Landtages zur Beteiligung des Landes OÖ. an der oö. Wasserkraft 

A.G. in Linz und Übernahme der Landesgarantie für ein Darlehen von 200 Mill. Kronen (2 

Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Vortrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten über 

die Abänderung des Steirischen Straßen-Konkurrenz-Gesetzes (3 Seiten, zweifach) 
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Beilage zu Punkt 14 betr. Vortrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten über 

den Gesetzesbeschluss des Steiermärkischen Landtages zur Genehmigung einer Brückenmaut 

in Lafnitz (1 Seite, zweifach) 

Beilage zu Punkt 15 betr. Vortrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten über 

den Gesetzesbeschluss des Vorarlberger Landtages zum Bau und der Erhaltung öffentlicher 

nichtärarischer Straßen und Wege (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 16 betr. Mitteilung des StSekr. f. Handel und Gewerbe, Industrie und 

Bauten über das provisorische Handelsabkommen mit dem Königreich der Serben, Kroaten 

und Slovenen mit Abkommen, Schlussprotokoll, Paraphierungsprotokoll und Protokoll (20 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 17 betr. Vorlage des StSekr. f. Heereswesen Zl. 8.500/1920 über die 

Durchführung des § 31 des Wehrgesetzes über Vertrauensmänner (Soldatenräte) der Offiziere 

(10 Seiten) 

Beilage zu Punkt 18 betr. Vortrag des StSekr. f. Heereswesen Zl. 1720/1920 über Ankauf und 

Ausfuhr von Ekrasit durch die polnische Wirtschafts- und Handelskommission (3 Seiten, 

zweifach) 

Beilage zu Punkt 19 betr. Vortrag des Unterrichtsamtes über die Anrechnung der in der 

Jugendfürsorge zugebrachten Dienstzeit für die Zulassung zur Ablegung der 

Lehrbefähigungsprüfung für allgemeine Volksschulen mit erläuternden Bemerkungen (6 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 20 betr. Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht über ein Übereinkommen 

mit der Württembergischen Regierung wegen gegenseitiger Durchführung der Schulpflicht (3 

Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 21 betr. Antrag des Unterrichtsamtes Zl.4862/20 auf weitere Belassung von 

aus den abgetretenen gebieten stammenden Zöglingen der Staatserziehungsanstalten bzw. 

Stundung des Nachweises über die Erwerbung der österr. Staatsbürgerschaft (1 Seite, 

zweifach) 

Beilage zu Punkt 22 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen über die Erhöhung der Preise für 

Pflanzenfette (6 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 23 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen Zl. 120.318/9-20 über die 

Vorschusszahlung auf die Besoldungsreform (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 24 betr. Vollzugsanweisung über die Anmeldung der in Frankreich und in 

Großbritannien und Irland und deren Überseegebieten befindlichen Aktiven österreichischer 

Staatsangehöriger (2 Seiten, gedruckt) 
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Beilage zu Punkt 26 betr. Vorlage des StA. f. Finanzen Zl. 80.127/1920 über die 

Genehmigung des am 1.9.1920 in München unterzeichneten österreichisch-deutsche 

Abkommens zur Regelung gewisser finanzieller Fragen mit Protokoll und Abkommen (10 

Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 27 betr. Vorlage des StA. f. Land- und Forstwirtschaft Zl.17.734/20 über 

den Gesetzesbeschluss des nö. Landtages zur Erhöhung der Jagdtaxen für das Land NÖ (1 

Seite) 

Beilage zu Punkt 28 betr. Vortrag der Postsektion des StA. f. Verkehrswesen Zl. 21.508/F-

1920 über die Ausfertigung von Vollmachten füt dir Unterhändler der Republik Österreich 

beim Weltpostkongress in Madrid (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 29 betr. Antrag des Präsidiums des Volksgesundheitsamtes im StA. f. 

soziale Verwaltung Präs.Zl. 1618/VG/1920 über den Gesetzesbeschluss des Steiermärkischen 

Landesrates zum Sanitätsdienst in den steiermärkischen Gemeinden (2 Seiten) 

 

1. 

Wahlrecht der im Auslande wohnenden österreichischen Staatsbürger. 

Staatssekretär B r e i s k y  teilt mit, dass der Österreichisch-Deutsche Volksbund für 

Berlin und Nordostdeutschland im Wege des österreichischen Gesandten in Berlin angesucht 

habe, die österreichische Regierung wolle ehestens eine Regierungsvorlage einbringen, durch 

welche den im Auslande lebenden deutschösterreichischen Staatsbürgern das Wahlrecht zur 

Nationalversammlung zuerkannt wird und wolle auf die Verabschiedung dieses Gesetzes 

noch vor der im Oktober stattfindenden Wahl hinwirken. Die Eingabe verweise darauf, dass 

auch der deutsche Regierungsentwurf ein Wahlrecht der Auslandsdeutschen vorgesehen habe 

und dass die Einführung der Auslandswahl lediglich durch wahltechnische Schwierigkeiten 

aufgehalten worden sei. Nach Ansicht des Staatsamtes für Inneres dürften diese 

wahltechnischen Bedenken auch in Österreich zutreffen. Es dürfte kaum gelingen, im 

gegenwärtigen vorgerückten Zeitpunkte, das ist 5 Wochen vor der Wahl, alle mit der Technik 

einer solchen Wahl zusammenhängenden Fragen derart zu lösen, dass die einwandfreie 

Durchführung der Wahlhandlung gewährleistet wäre. Im Falle der Zulassung aller 

Auslandsösterreicher zur Wahl im Auslande würden übrigens auch alle jene Personen zur 

Wahl im Auslande berufen erscheinen, die auf Grund des Gesetzes über die 

Staatsbürgerschaft vom 5. Dezember 1918, St.G.Bl. Nr. 91, und auf Grund des 

Gebietsgesetzes vom 22. November 1918, St.G.Bl. Nr. 40, nach § 27 der Vollzugsanweisung 

über die Durchführung der Wahl vom 30. Juli 1920, als wahlberechtigt anzusehen sind. Damit 
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wären alle Sudetenländer im seinerzeit für Deutschösterreich in Anspruch genommenen 

Gebiete der Tschechoslovakei – und zwar auch die Tschechen in Brüx, Reichberg u.s.w. – zur 

Ausübung der Wahl berufen. Schon aus dieser Erwägung könnte eine derartige Regelung des 

Wahlrechtes der Auslandsösterreicher wohl erst dann in Betracht kommen, wenn die Frage 

der österreichischen Staatsbürgerschaft endgiltig gelöst ist. 

Der Kabinettsrat ermächtigt auf Antrag des Redners das Staatsamt für Inneres und 

Unterricht dem österreichischen Gesandten in Berlin mitzuteilen, dass die Staatsregierung bei 

aller Würdigung der Ausführungen des österreichisch-deutschen Volksbundes für Berlin und 

Nordost-Deutschland mit Rücksicht auf den vorgeschrittenen Zeitpunkt und in der Erwägung, 

dass an eine Verschiebung des festgesetzten Wahltermines nicht gedacht werden kann, nicht 

in der Lage ist, noch für die im Zuge befindlichen Wahlen eine Novellierung der 

Wahlordnung im Sinne der Anregung des Volksbundes in Aussicht zu nehmen. 

 

2. 

Verlangen der kommunistischen Partei Deutschösterreichs nach Vertretung in den 

Wahlbehörden in allen Instanzen. 

Staatssekretär B r e i s k y  gibt bekannt, die kommunistische Partei habe in einer bei der 

Staatskanzlei überreichten dem Staatsamte für Inneres und Unterricht zur Erledigung 

abgetretene Eingabe darauf hingewiesen, dass die Partei erst in den letzten Tagen in die Lage 

versetzt werden sei, sich über ihre Teilnahme an der Wahl in die Nationalversammlung zu 

entscheiden; es sei ihr daher nicht möglich gewesen, rechtzeitig ihre Anträge wegen 

Einberufung ihrer Vertreter in die Wahlbehörden einzubringen. Auf Grund der nun 

beschlossenen Teilnahme der Partei an den Wahlen stelle die Partei, das Ansuchen, es möge 

ihr unter Absehung von der Bestimmung des Punktes 2 des § 7 der Vollzugsanweisung über 

die Durchführung der Wahl in die Nationalversammlung von der Staatsregierung im 

Einvernehmen mit dem Hauptausschusse die Möglichkeit gegeben werden, ihre Beisitzer 

sowie Ersatzmänner für sämtliche Wahlbehörden in allen Instanzen bekanntzugeben. 

§ 7 der erwähnten Vollzugsanweisung bestimme, dass jene Wählergruppen (Parteien) eines 

Wahlkreises, welche Anträge über die zu berufenden Beisitzer und Ersatzmänner der 

Wahlbehörde stellen wollen, ihre Anträge längstens 14 Tage nach Verlautbarung der 

Wahlausschreibung durch die Vertrauensmänner in besonderen Eingaben, getrennt für jede 

einzelne Wahlbehörde, an den zur Entgegennahme dieser Anträge berufenen Wahlleiter zu 

stellen haben. Später einlangende Anträge seien nach § 7, Punkt 2 der Vollzugsanweisung 

nicht zu berücksichtigen. 
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Die Mitglieder der einzelnen Wahlbehörden, abgesehen von jenen des Richterstandes in 

der Hauptwahlbehörde, seien nach § 9, Absatz 1, W.O., auf Grund von Vorschlägen der 

Parteien verhältnismäßig nach der bei der letzten Wahl zur Nationalversammlung 

festgestellten Stärke der Parteien von den zur Berufung zuständigen Wahlbehörden – somit, 

bei der Hauptwahlbehörde durch die Staatsregierung im Einvernehmen mit dem 

Hauptausschusse zu berufen. Es haben daher nur jene Parteien Anspruch auf Vertretung in 

den Wahlbehörden, die bei der letzten Wahl in die Nationalversammlung als wahlwerbende 

Parteien aufgetreten sind – ein Grundsatz, der sowohl bei Bildung der Hauptwahlbehörde, als 

auch insbesondere bei der Bildung der Kreiswahlbehörden beobachtet worden sei. 

Da die kommunistische Partei bei den Wahlen in die konstituierende Nationalversammlung 

nicht als wahlwerbende Partei aufgetreten sei, könne sie auch keinen Anspruch auf Vertretung 

in den Wahlbehörden erheben. Damit entfalle jeder Anlass, durch eine Abänderung der 

Vollzugsanweisung die rechtliche Möglichkeit zu schaffen, dem Bestreben der 

kommunistischen Partei Rechnung zu tragen. 

Der Kabinettsrat ermächtigt das Staatsamt für Inneres und Unterricht, das Sekretariat der 

kommunistischen Partei in diesem Sinne zu verständigen. 

 

3. 

Teilnahme an der Brüsseler Finanzkonferenz. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  bringt zur Kenntnis des Kabinettsrates, dass auch Österreich 

zur Teilnahme an der demnächst stattfindenden internationalen Finanzkonferenz in Brüssel 

eingeladen worden sei. Er beabsichtige an der Konferenz teilzunehmen, bei welcher sich 

insbesondere auch die Gelegenheit ergeben werde, in der mit Frankreich und Großbritannien 

inzwischen bereinigten Frage der Regelung der Vorkriegsschulden mit den Vertretern 

Belgiens und der Vereinigten Staaten Fühlung zu nehmen. Das Staatsamt für Äußeres werde 

durch Sektionschef Dr. S c h ü l l e r  vertreten sein. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilung zur genehmigenden Kenntnis. 

 

4. 

Ausprägung von Dukaten. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  gibt bekannt, dass die Ausprägung von Dukaten und 

vierfachen Dukaten durch das Hauptmünzamt im Jahre 1915 eingestellt worden sei. In der 

letzten Zeit hätten sich nun türkische Bankiers an ihn mit den Ersuchen gewendet, die 

Ausprägung dieser im Orient stark begehrten Handelsmünzen wieder zu ermöglichen. Die 
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Besteller würden das erforderliche Gold aus dem Auslande beistellen und die ausgeprägten 

Dukaten im Auslande übernehmen. Es bestehe somit keine Gefahr, dass österreichisches Gold 

in das Ausland abfließen oder dass die Goldmünzen hier thesauriert werden. Die weitere 

Inverkehrsetzung von Dukaten sei eine Prestigefrage für Österreich und auch wirtschaftlich 

von Bedeutung, weil die Betriebskosten des gegenwärtig nicht voll ausgenützten 

Hauptmünzamtes durch das zu gewärtigende Erträgnis der Dukatenprägung zum großen Teil 

hereingebracht werden könnten. Was die Ausstattung der Münzen anbelange, verweist Redner 

darauf, dass die letzten im Jahre 1915 ausgeprägten Dukaten das Bildnis des Kaisers Franz 

Josef I. trugen. Die neu auszuprägenden Stücke würden in der Ausstattung des Jahres 1915 

und mit dieser Jahreszahl versehen hergestellt werden müssen, da eine andere Ausstattung den 

Handelswert der Münze herabsetzen würde. Es lägen die Verhältnisse ähnlich wie bei den 

gleichfalls im Orient als Handelsmünze üblichen Maria Theresien-Thalern, die ja auch in der 

Wiener Münze immer noch hergestellt werden. Der sprechende Staatssekretär bittet, das 

Staatsamt für Finanzen zu den erforderlichen Verfügungen zu ermächtigen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

5. 

Ausgabe besonderer Briefmarken aus Anlass der Volksabstimmung in Kärnten. 

Der V o r s i t z e n d e  erinnert daran, dass der Kabinettsrat in der Sitzung vom 13. Juli 

d.J. beschlossen habe, die Auflegung einer eigenen Postmarke, deren Reinertrag für Zwecke 

der Volksabstimmung in Kärnten zu verwenden wäre, in Aussicht zu nehmen, soferne nicht 

noch sachliche oder politische Bedenken auftauchen. 

Da dies nicht der Fall gewesen und insbesondere vom Standpunkte der äußeren Politik 

Einwendungen nicht erhoben worden seien, sei unverzüglich mit dem Kärntner Heimatsdienst 

Fühlung genommen und einvernehmlich mit der Staatsdruckerei folgendes Programm für 

diese Markenemission aufgestellt worden: 

Die Abstimmungsmarken (nur Briefmarken) werden von der österreichischen 

Postverwaltung aufgelegt; ihre Herstellung wird der Staatsdruckerei in Wien übertragen. 

Diese liefert bis längstens 13. September 1920 wenigstens einen Großteil der 

Gesamtbestellung der Postzeugverwaltung in Wien ab; diese Marken sind mit den 

Markenbildern der gegenwärtig laufenden österreichischen Postmarken versehen, die mit dem 

in zwei Zeilen angeordneten Worten „Kärnten-Abstimmung“ überdruckt sind. 

Zur Sicherung gegen Fälschungen sind besondere Vorkehrungen getroffen. Die 

Auflagenhöhe beträgt rund 300.000 ganze, und 28.000 mittlere Sätze (80 h bis 2 K) bei 
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Vermehrung der Blattzahl einiger der gangbarsten Werte. Der Nach- oder Neudruck dieser 

Auflage wird unter allen Umständen unterlassen werden. Die Giltigkeitsdauer wird auf die 

Zeit vom 16. September 1920 bis einschließlich 10. Oktober 1920 (den Abstimmungstag) 

beschränkt; während dieser Zeit dürfen die Abstimmungsmarken in ganz Österreich zum 

Freimachen von Postsendungen verwendet werden. Der Verkauf erfolgt nur durch die 

Postämter, die im Kärntner Abstimmungsgebiet B gelegen sind, und durch den Kärntner 

Heimatdienst. Innerhalb der Giltigkeitsdauer darf jede dieser Marken nur zu ihrem dreifachen 

Nennwerte verkauft werden (wogegen das Staatsamt für Finanzen nichts eingewendet habe). 

Die Postverwaltung erhält vom Kärntner Heimatdienst den einfachen Nennwert der ihm 

übergebenen Markenmengen und die Kosten des Überdruckes; andererseits hat der Kärntner 

Heimatdienst Anspruch auf diee Vergütung des, den einfachen Nennwert übersteigenden 

Erlöses für die bei den Postämtern verkauften Abstimmungsmarken. 

Dem Kärntner Heimatdienst werde unter der Voraussetzung, dass er alle ihm überlassenen 

Marken absetzt, ein Gewinn von 36,474,000 Kronen zufließen. 

Die Postverwaltung habe alle erforderlichen Verfügungen bereits getroffen. Um zu 

vermeiden, dass die jugoslavische Postverwaltung unsere Maßnahmen nachahme und dass die 

Briefmarkenspekulation von der Angelegenheit vorzeitig unterrichtet werde, sei es geboten 

gewesen, die einzelnen Maßnahmen, insbesondere den Preis und die Ausstattung der Marken 

streng geheim zu halten. 

Der Kabinettsrat nimmt diesen Bericht zur genehmigenden Kenntnis. 

 

6. 

Hochwasserkatastrophe in Salzburg. 

Staatssekretär H e i n l  berichtet, dass er anlässlich seines Aufenthaltes in Salzburg eine 

Besichtigung von Hochwasserschäden vorgenommen und an einer Konferenz bei der 

Landesregierung teilgenommen habe, die aus Anlass der Hochwasserkatastrophe 

zusammengetreten sei. Er schildert den Umfang der Katastrophe, die größer sei, als jene vom 

Jahre 1899. Hauptsächlich seien die Landeskommunikationen betroffen, Reichsstraßen und 

Reichsbrücken hätten weniger Schaden gelitten. Die Landesregierung habe die Bitte gestellt, 

dass behufs sofortiger Inangriffnahme der Wiederherstellungsarbeiten die für das 2. Halbjahr 

mit der Widmung für die Ausbesserung von Straßen und Wegen eingestellte Kreditpost von 2 

Millionen Kronen unverzüglich flüssig gemacht, weiters dass ihr ein Vorschuss von 6 bis 7 

Millionen Kronen auf die von der Nationalversammlung zu gewärtigende Notstandshilfe 

angewiesen werde. Redner beantrage, diese Beträge unverweilt flüssig zu machen; er müsse 
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allerdings darauf aufmerksam machen, dass auch Oberösterreich und Steiermark mit 

ähnlichen Wünschen an die Regierung herantreten werden. 

Der Kabinettsrat beauftragt vorbehaltlich der parlamentarischen Erledigung dieser 

Notstandsaktion das Staatsamt für Finanzen, der Landesregierung in Salzburg die erwähnten 

Beträge sogleich flüssig zu machen. 

 

7. 

Verkehrsunterbrechung auf der Strecke Radkersburg-Luttenberg. 

Anknüpfend an seine Ausführungen in der letzten Kabinettsratssitzung teilt Staatssekretär 

Dr. P e s t a  mit, dass er in Angelegenheit der Verkehrsunterbrechung auf der Strecke 

Radkersburg Luttenberg im Sinne der erhaltenen Direktiven mit Landeshauptmann Dr. 

R i n t e l e n  in Fühlung getreten sei. Bei dieser Besprechung, an der auch der Vorstand des 

Länderzentralbureaus in Graz Hofrat Dr. G l a n z  teilgenommen habe, sei hervorgekommen, 

dass der Schritt Oberst C a u s e y ' s  nicht auf ein Einschreiten der jugoslavischen Regierung, 

sondern auf private Anregung zurückzuführen sei. Inzwischen habe die jugoslavische 

Regierung die österreichische Regierung das Ersuchen gestellt, in Verhandlungen wegen 

Aufnahme des Verkehrs auf der Strecke Radkersburg-Spielfeld einzutreten. Es empfehle sich, 

dass in diesem Stadium keine Verfügungen im Sinne des Begehrens des Obersten C a u s e y  

zu treffen, sondern das Ergebnis der Verhandlungen abzuwarten. 

Der Kabinettsrat nimmt hievon zustimmend Kenntnis. 

 

8. 

Entwurf eines Gesetzes über die Verschiebung der Volkszählung. 

Staatssekretär B r e i s k y  führt aus, dass nach dem Gesetze vom 29. März 1869, R.G.Bl. 

Nr. 67, die nächste Zählung der Bevölkerung und die Aufnahme der wichtigsten Nutztiere 

nach dem Stande vom 31. Dezember 1920 stattzufinden hätte. Die Statistische 

Zentralkommission habe nun darauf aufmerksam gedacht, dass es sich empfehlen würde, die 

am 31. Dezember 1920 fällige Volkszählung auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben. 

Zunächst sei die außerordentliche Volkszählung vom 31. Jänner 1920 noch nicht vollständig 

aufgearbeitet. Aus den fertig vorliegenden Ergebnissen würden sieh mancherlei Schlüsse auf 

die künftigen Volkszählungen ziehen lassen; das wichtigste Bedürfnis nach Kenntnis der 

Bevölkerungszahl nebst Geschlechte und Berufsverteilung aber sei einstweilen befriedigt. Es 

würde übrigens wohl auch in weiten Kreisen der Bevölkerung kaum verstanden werden, wenn 

in demselben Jahre zweimal der umfangreiche und auch kostspielige Apparat der 
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Volkszählung in Aktion gesetzt würde. Ferner wäre es nicht zweckmäßig, eine große 

Volkszählung durchzuführen, solange die Staatsgrenzen nicht vollständig festgesetzt, die 

Kriegsgefangenen nicht sämtlich heimgekehrt und die Staatsbürgerschaftsverhältnisse 

gegenüber den Nachbarstaaten noch nicht geklärt seien. Auch spreche vieles dafür, dass wir 

uns bezüglich des Volkszählungstermines und womöglich auch des Gegenstandes der 

Zählung mit den Nachbarstaaten, insbesondere dem Deutschen Reiche auf einer Linie 

bewegen. Im Deutschen Reiche aber werde soweit bekannt, die am 1. Dezember 1920 fällige 

Volkszählung verschoben. 

Die Verschiebung des Volkszählungstermines könne nur durch ein Gesetz erfolgen, weil 

das geltende Gesetz den Stichtag vorschreibe. Da sich aber derzeit der richtige Termin für die 

künftige Zählung noch nicht feststellen lasse, empfehle es sich, durch das Gesetz die 

Regierung zu ermächtigen, im Verordnungswege den Stichtag nach Bedarf festzusetzen und 

die Aufnahme des Viehstandes unabhängig von der allgemeinen Volkszählung nach Maßgabe 

des praktischen Bedürfnisses auch in kürzeren Zeiträumen durchzuführen. 

Der Kabinettsrat ermächtigt den sprechenden Staatssekretär über dessen Antrag den 

Gesetzentwurf über die Verschiebung der Volkszählung in der Nationalversammlung 

einzubringen. 

 

9. 

Entwurf eines Gesetzes über das Verbot der Beteiligung des Versicherungsnehmers an der 

Agentenprovision. 

Die Lebensversicherungsanstalten sind, wie Staatssekretär B r e i s k y  des näheren 

ausführt, durch das ständige Anwachsen ihrer Verwaltungskosten bei gleichbleibenden 

Prämieneinnahmen in eine bedenkliche Lage geraten. Die Anstalten selbst wie auch die 

Staatsverwaltung müssten nach Maßnahmen suchen, die einen allmählichen Abbau dieser 

Kosten ermöglichen. Die Versicherungsanstalten erklärten nun die Bekämpfung der weit 

verbreiteten sogenannten „Provisionsabgabe“ seitens des Agenten an die Parteien als eine der 

wichtigsten Voraussetzungen des Erfolges. Der Agent stelle immer neue Forderungen mit 

Berufung darauf, dass ihn Konkurrenzrücksichten zwängen, den Anforderungen der Parteien 

nach Beteiligung an seinem Verdienst in steigendem Umfange zu entsprechen. Die Versuche 

der Versicherungsanstalten, dem Unwesen durch Vereinbarungen unter sich und Verbote an 

die Agenten zu steuern, seien fehlgeschlagen. 

Ein ausdrückliches gesetzliches Verbot werde den Anstalten die Handhabe geben, den 

Mehrforderungen der Agenten entgegenzutreten und damit die Verwaltungskosten in 
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nachhältiger Weise zu vermindern. Ebenso wurde der Agent selbst den Anforderungen der 

Partei Verbot und Strafsanktion entgegenhalten können. Beide Wirkungen seien in 

Nordamerika beobachtet worden, wo das Verbot seit Jahren für die Lebens- und für die 

Feuerversicherung besteht. 

Der Entwurf beziehe sich auf alle Versicherungszweige ohne Unterschied. 

Das Staatsamt für Justiz habe dem Gesetzentwurfe, für den sich auch der 

Versicherungsbeirat einstimmig ausgesprochen habe, zugestimmt. 

Der sprechende Staatssekretär erbitte sich vom Kabinettsrate die Ermächtigung, den 

Gesetzentwurf als Regierungsvorlage in der Nationalversammlung einbringen zu dürfen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

10. 

Gesetzesbeschluss des n.ö. Landtages, betreffend die Einhebung einer Auflage auf Wein und 

Obstmost in der Stadtgemeinde Mödling. 

Staatssekretär B r e i s k y  berichtet, dass der niederösterreichische Landtag in seiner 

Sitzung am 29. Juli 1920 einen Gesetzesbeschluss gefasst habe, wodurch die Stadtgemeinde 

Mödling ermächtigt werden solle, vom Hektoliter Obst- und Beerenmost eine Auflage von 40 

K, vom Hektoliter Wein eine Auflage von 200 K einzuheben, sofern der Verbrauch im 

Gemeindegebiete stattfindet. Das Staatsamt für Finanzen habe beantragt, gegen den 

Gesetzesbeschluss Vorstellung zu erheben, da aus staatsfinanziellen Rücksichten der 

Einhebung von Weinauflagen über 100 K und von Obstmostauflagen über 20 K nicht 

zugestimmt werden könne. Das Staatsamt für Inneres und Unterricht habe sich dieser 

Auffassung angeschlossen und gegen den Gesetzesbeschluss zwecks Fristwahrung 

telegraphisch Vorstellung erhoben. 

Der Kabinettsrat erteilt über Antrag des sprechenden Staatssekretärs hiezu nachträglich die 

Genehmigung. 

 

11. 

Gesetzesbeschlüsse des n.ö. Landtages, betreffend die Einhebung von Mietzinsauflage 

beziehungsweise Getränkeauflagen in den Gemeinden Reichenau, Maria-Enzersdorf und 

Gänserndorf. 

Staatssekretär B r e i s k y  teilt weiters mit, dass der niederösterreichische Landtag am 29. 

Juli d.J. Gesetzesbeschlüsse gefasst habe, wodurch der Gemeinde Reichenau eine 5 %ige 

Mietzinsauflage, der Gemeinde Maria-Enzersdorf eine 7 %ige Mietzinsauflage und eine 
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Weinauflage von 30 K für den hl, der Gemeinde Gänserndorf eine 12 %ige Mietzinsauflage 

und eine Auflage auf Wein von 160 K und auf Obstmost von 40 K für den hl bewilligt 

worden sollen. 

Das Staatsamt für Finanzen habe hinsichtlich dieser Getränkeauflagen die gleiche Haltung 

eingenommen, wie im eben behandelten Falle der Auflage in Mödling. Das Staatsamt für 

Inneres und Unterricht sei diesem Standpunkte beigetreten und habe behufs Fristwahrung 

gegen den Gesetzesbeschluss betreffend Gänserndorf, telegraphisch Vorstellung erhoben. Im 

Übrigen ergäben sich gegen diese Gesetzesbeschlüsse keine Bedenken. 

Redner stelle den Antrag der Kabinettsrat wolle die Erhebung der Vorstellung gegen den 

Gesetzesbeschluss, betreffend Gänserndorf, genehmigen, der Verlautbarung der Gesetze, 

betreffend Reichenau und Maria-Enzersdorf jedoch zustimmen. 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluß. 

 

12. 

Beschluss des o.ö.Landtages, betreffend die Beteiligung des Landes Oberösterreich an der 

oberösterreichischen Wasserkraft A.G. in Lins und Übernahme der Landesgarantie für ein 

von dieser Gesellschaft aufzunehmendes Darlehen von 200 Millionen Kronen. 

Staatssekretär B r e i s k y  führt aus, dass die oberösterreichische Wasserkraft-Gesellschaft 

m.b.H., an welcher des Land Oberösterreich bereits beteiligt sei, den Ausbau der 

Mühlwasserkraft durch das projektierte Partensteinwerk bezwecke. Dieses Projekt, welches 

vor allem die Städte Linz und Steyr und deren Industrie mit elektrischer Kraft versorgen solle, 

erfordere einen Aufwand von mindestens 200 Millionen Kronen. Die Bodenkreditanstalt in 

Wien habe sich bereit erklärt, zusammen mit der oberösterreichischen Kommunalkreditanstalt 

ein Obligationendarlehen von 200 Millionen Kronen Nominale gegen 6 ½%ige Verzinsung 

und Amortisierung und Rückzahlung in 60 Jahren unter der Bedingung zur Verfügung zu 

stellen, dass die Gesellschaft m.b.H. in eine Aktiengesellschaft umgewandelt, die Schuld 

hypothekarisch auf dem Kraftwerke samt Zubehör sichergestellt werde und außer den 

gegenwärtigen Gesellschaftern das Land Oberösterreich und die Stadt Linz solidarisch die 

Haftung für die Schuld übernehmen. 

Die Durchführung des Darlehens von 200 Millionen Kronen sei in der Weise gedacht, dass 

je 100 Millionen Kronen von der Bodenkreditanstalt und von der oberösterreichischen 

Kommunalkreditanstalt begeben werden. Gegenüber der oberösterreichischen 

Kommunalkreditanstalt müsse entsprechend den Satzungen das Land Oberösterreich direkt 

als Schuldner auftreten. 
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Die Haftung für die ganze Schuld von 200 Millionen Kronen würde das Land 

Oberösterreich treffen; durch Rückbürgschaftsverträge soll diese Haftung entsprechend 

eingeschränkt werden. 

Der Kabinettsrat beschließt über Antrag des Redners, den Beschluss des 

oberösterreichischen Landtages vom 21. Juni 1920, betreffend die Beteiligung des Landes 

Oberösterreich an der oberösterreichischen Wasserkraft A.-G. und die Übernahme der 

Landesgarantien für das erwähnte Darlehen von 200 Millionen Kronen zu genehmigen. 

 

13. 

Steiermärkisches Straßen-Konkurrenz-Gesetz; Abänderung der Novelle vom 26. April 1894, 

R.G.Bl. Nr. 30. 

Der Kabinettsrat beschließt über Antrag des Staatssekretärs H e i n l, dass von der 

Erhebung einer Vorstellung gegen das vom steiermärkischen Landtag in der Sitzung vom 13. 

Juli l.J. beschlossene Gesetz, womit nach Außerkraftsatzung des Gesetzes vom 26. April 

1894, L.G. u. V.Bl. Nr. 30 einige Bestimmungen des Landesgesetzes vom 23. Juni 1866, L.G. 

u. V.Bl. Nr. 22, betreffend die Herstellung und Erhaltung der nichtärarischen öffentlichen 

Straßen und Wege, abgeändert werden, abzusehen ist 

 

14. 

Beschluss des steiermärkischen Landtages auf Erhöhung der Brückenmaut in der Gemeinde 

Lafnitz. 

Über Antrag des Staatssekretärs H e i n l genehmigt der Kabinettsrat den Beschluss des 

steiermärkischen Landtages vom 17. März 1920, womit der Gemeinde Lafnitz die Erhöhung 

der Mautgebühr für die in ihrem Besitz befindliche Mautbrücke bewilligt wird. 

 

15. 

Gesetzesbeschluss des Vorarlberger Landtages, betreffend den Bau und die Erhaltung 

öffentlicher nichtärarischer Straßen und Wege. 

Staatssekretär H e i n l erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, dass von 

der Erhebung einer Vorstellung gegen den Gesetzesbeschluss des Vorarlberger Landtages 

vom 3. Juli d.J., betreffend den Bau und die Erhaltung öffentlicher nichtärarischer Straßen 

und Wege abgesehen werde. Gleichzeitig wird der sprechende Staatssekretär ermächtigt, mit 

dem Landesrate von Vorarlberg einige nichtgrundsätzliche Abänderungen und Ergänzungen 

des Gesetzes zu vereinbaren, nach deren Durchführung die Gegenzeichnung durch die 
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Staatssekretäre für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten sowie für Inneres und 

Unterricht vorzunehmen sein wird. 

 

16. 

Provisorisches Handelsabkommen mit dem Königreich der Serben, Kroaten und Slovenen. 

Staatssekretär H e i n l berichtet, dass das am 27. Juni d.J. in Belgrad abgeschlossene 

Übereinkommen, betreffend die provisorische Regelung der Handelsbeziehungen mit dem 

Königreiche SHS, samt dem dazugehörigen Schlussprotokoll und Paraphierungsprotokoll laut 

Berichtes der österreichischen Gesandtschaft in Belgrad durch Ukas d.i. durch königliche 

Verordnung in Kraft gesetzt und dass von der Vorlage an die Skuptschina abgesehen werden 

solle. Österreich sei sohin in der Lage, in Übereinstimmung mit dem Vorgang bei 

Genehmigung des rumänischen Handelsübereinkommens das Inkrafttreten auch dieses 

Vortrages nicht an eine förmliche Ratifikation, sondern an die bloße Genehmigung der 

Regierung zu binden. Die Grundlage hiefür bilde, wie bei dem rumänischen Vertrag, das 

Ermächtigungsgesetz vom 30. März 1909, R.G.Bl. Nr. 50, da es sich um eine provisorische 

Regelung der Handelsbeziehungen auf Basis der Meistbegünstigung handle. 

Nach Erörterung der wesentlichen Vertragsbestimmungen beantragt der sprechende 

Staatssekretär das Handelsabkommen zu genehmigen und hierüber dem Hauptausschusse der 

Nationalversammlung zu berichten. 

Der Kabinettsrat beschließt in diesem Sinne. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  ersucht, künftighin in derartigen Fällen wegen der sich 

ergebenden zollpolitischen Fragen auch das Staatsamt für Finanzen zur Teilnahme an den 

Verhandlungen einzuladen. 

Staatssekretär H e i n l  sichert dies zu und erwähnt in diesem Zusammenhange, dass auch 

mit dem Deutschen Reiche ein Handelsvertrag abgeschlossen worden sei, den jedoch die 

deutsche Reichsregierung der parlamentarischen Behandlung zu unterziehen gedenke. In 

diesem Falle werde österreichischerseits der gleiche Vorgang platzgreifen müssen. Das 

Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten beabsichtige jedoch, diesen 

Handelsvertrag erst der neuzuwählenden Nationalversammlung zu unterbreiten. 

 

17. 

Durchführung des § 31 des Wehrgesetzes vom 18. März 1920 über Vertrauensmänner 

(Soldatenräte) der Offiziere. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h  teilt mit, dass in Durchführung des § 31 das Wehrgesetzes 
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Weisungen über die Wahl der Vertrauensmänner (Soldatenräte) für die Offiziere nötig 

geworden seien. Da sein die Wahlen der Vertrauensmänner des Mannschaftsstandes regelnder 

Erlass seinerzeit Anlass zu politischen Erörterungen gegeben habe, unterbreite er den Entwurf 

der für Offiziere vorgesehenen Weisungen dem Kabinettsrate, der sich entscheiden wolle, ob 

diese Weisungen als Vollzugsanweisung zu erlassen, oder als Erlass des Staatsamtes für 

Heereswesen, sowie es seinerzeit im gleichen Gegenstande für Unteroffiziere und 

Wehrmänner geschehen sei, hinauszugeben wäre. 

Nach Erläuterung der einzelnen Bestimmungen des Entwurfes durch den sprechenden 

Staatssekretär, beschließt der Kabinettsrat, dass für die gegenständlichen Weisungen die Form 

des Erlasses zu wählen sei. 

 

18. 

Ankauf und Ausfuhr von Ekrasit durch die polnische Wirtschafts- und Handelskommission. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h  berichtet, dass die polnische Wirtschafts- und 

Handelskommission im März 1920 von der Verkaufszentrale der Monopolsverwaltung für 

Pulver und Sprengstoffe 33.000 Stück Ekrasitsprengbüchsen für Industriezwecke (Bergwerk 

Dąbrova) gekauft habe. Die Übernahme der verkauften Ekrasitmenge verzögerte sich bis 22. 

Juli l.J. Nach erfolgter Übernahme habe Redner infolge Einspruches des Betriebsrates des 

Munitionshauptdepots Wöllersdorf den Abschub eingestellt, den Auftrag storniert und den 

bereits bezahlten Betrag der polnischen Wirtschafts- und Handelskommission zur Verfügung 

gestellt. Die Polen hätten jedoch erklärt, die Sprengmittel ausschließlich für industrielle bezw. 

bergmännische Zwecke zu benötigen und angedroht, dass für den Fall der Verweigerung der 

Ausfuhr die Einstellung der Kohlenlieferungen an Österreich veranlasst werden würde. 

Da bei Verwendung der zu liefernden Sprengbüchsen für Industriezwecke und im 

Bergbaue die Neutralität Österreichs nicht berührt sei, sowie mit Rücksicht auf die aus einer 

Einstellung der Kohlenlieferungen resultierenden Gefahrenmomente stelle Redner den 

Antrag, der polnischen Wirtschafts- und Handelskommission die auf Grund des 

Kompensationsvertrages bei der österreichischen Monopolsverwaltung für Pulver und 

Sprengstoffe angekauften 33.000 Stück Ekrasitsprengbüchsen freizugeben und die 

Ausfuhrbewilligung zu erteilen. 

Nach längerer Debatte, an der sich die Staatssekretäre H e i n l, Dr. R o l l e r, 

Unterstaatssekretär M i k l a s  und Sektionschef Dr. S c h ü l l e r  beteiligten, beschließt der 

Kabinettsrat im Sinne des gestellten Antrages mit dem Zusatze, dass diese Sprengmaterialien 

ausschließlich für industrielle bezw. bergmännische Zwecke Verwendung finden dürfen, 
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worüber sich die österreichische Regierung eine Kontrolle durch ihren Bevollmächtigten in 

Warschau vorbehält. Letzterer ist zu beauftragen, über wahrgenommene Abweichungen in der 

Art der Verwendung des Ekrasits unverzüglich zu berichten. 

 

19. 

Gesetzentwurf, betreffend die Anrechnung der in der Jugendfürsorge zugebrachten Dienstzeit 

für die Zulassung zur Ablegung der Lehrbefähigungsprüfung für allgemeine Volksschulen. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l  erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, 

den Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Anrechnung der in der Jugendfürsorge 

zugebrachten Dienstzeit für die Zulassung zur Ablegung der Lehrbefähigungsprüfung für 

allgemeine Volksschulen, in der Nationalversammlung einbringen zu dürfen. 

 

20. 

Übereinkommen mit der Württembergischen Regierung wegen gegenseitiger Durchführung 

der Schulpflicht. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l  unterbreitet dem Kabinettsrate den Entwurf eines mit der 

Württembergischen Regierung wegen gegenseitiger Durchführung der Schulpflicht 

abzuschließenden Übereinkommens. Anlass hiezu biete der Umstand, dass seit vielen Jahren 

alljährlich zur Sommerszeit zahlreiche schulpflichtige Kinder aus Tirol und Vorarlberg nach 

Süddeutschland wandern, um dort gegen verhältnismäßig guten Lohn Dienste zu nehmen. 

Sache der heimischen Schulbehörden sei es nun, dafür Vorsorge zu treffen, dass diese 

sogenannten Hütekinder während ihres Aufenthaltes im Auslande ihrer Schulpflicht Genüge 

leisten. Während in Bayern und Baden auch die nicht landes- und reichsangehörigen Kinder – 

analog wie dies in Österreich im § 32 der Schul- und Unterrichtsordnung festgesetzt sei – 

schulpflichtig seien, beständen in Württemberg keine diesbezüglichen gesetzlichen Normen. 

Das vorliegende Übereinkommen sei dazu bestimmt, in dieser Beziehung Abhilfe zu schaffen. 

Da es seinem Inhalte nach einen Vertrag mit einem anderen Staate darstelle, erscheint gemäß 

§ 5 des Gesetzes vom 19. Dezember 1918, St.G.Bl. Nr. 139, beziehungsweise Artikel 6 des 

Gesetzes vom 14. März 1919, St.G.Bl. Nr. 180, zu dessen Giltigkeit die Genehmigung der 

Staatsregierung und die Ratifikation durch den Präsidenten der Nationalversammlung 

erforderlich. 

Redner stelle den Antrag, der Kabinettsrat wolle den Abschluss des gegenständlichen 

Übereinkommens mit der württembergischen Regierung genehmigen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Genehmigung. 
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21. 

Weitere Belassung von aus den abgetretenen Gebieten stammenden Zöglingen der 

Staatserziehungsanstalten, beziehungsweise Stundung des Nachweises über die Erwerbung 

der österreichischen Staatsbürgerschaft. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l  erinnert daran, dass der Kabinettsrat in seiner Sitzung vom 

27. Februar d.J. beschlossen habe, den aus den abgetretenen Gebieten der bestandenen 

Monarchie stammenden Zöglingen der Staatserziehungsanstalten, welche im Genusse von 

Freiplätzen stehen, zwecks Vermeidung des Abbruches ihrer Studien während des Schuljahres 

den Nachweis der Erwerbung der österreichischen Staatsbürgerschaft bis zum 15. Juli 1920 zu 

stunden. Da nun die Bestimmungen des Staatsvertrages von St. Germain über das 

Optionsrecht, welche eine Änderung der bisherigen staatsbürgerrechtlichen Gesetzgebung 

erfordern, bisher noch nicht durchgeführt worden seien, ein Erwerb der österreichischen 

Staatsbürgerschaft aber derzeit nach dem Gesetze vom 17. Oktober 1919, St.G.Bl. Nr. 481, 

nur durch Erwerb der Heimatszuständigkeit in einer österreichischen Gemeinde nach 

ununterbrochenem zehnjährigen freiwilligen Aufenthalt daselbst möglich sei, konnten viele 

der betreffenden Zöglinge bis zum 15. Juli 1920 den geforderten Nachweis nicht erbringen 

und würden daher jetzt Gefahr laufen, den Freiplatz zu verlieren und ihre Studien abbrechen 

zu müssen. 

Es sei nun zu erwarten, dass bis zum 15. Juli 1921 die notwendig gewordene Änderung der 

Staatsbürgerrechtsgesetzgebung im Sinne des Friedensvertrages durchgeführt und damit alle 

Fälle zweifelhafter Staatsbürgerschaft endgiltig geklärt sein werden. 

Der sprechende Unterstaatssekretär stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat wolle 

genehmigen, dass den aus den abgetretenen Gebieten der bestandenen Monarchie 

stammenden Zöglingen der Staatserziehungsanstalten, welche im Genusse von Freiplätzen 

stehen, zwecks Vermeidung des Abbruches ihrer Studien mit Beginn des nächsten 

Schuljahres der Nachweis der Erwerbung der österreichischen Staatsbürgerschaft bis zum 15. 

Juli 1921 gestundet werde. 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluß. 

 

22. 

Erhöhung der Preise für Pflanzenfett. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  gibt einen Überblick über die gegenwärtige Regelung der 

Fettversorgung. Seit der Freigabe des Schweinefettes für den allgemeinen Verkehr erspare die 
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Finanzverwaltung jene namhaften Beträge, die zur Verbilligung des Schweinefetts auf den 

amtlich festgesetzten Abgabepreis dienen mußten. Gegenwärtig werde die Fettkarte durch 

Margarine und Kokosbutter honoriert, deren Preis (Margarine 85 K, Kokosbutter in Fässern 

90 K, in Tafeln 95 K) jedoch den tatsächlichen Verhältnissen nicht mehr entspreche. Der 

Verlust betrage bis zu 30 K beim Kilogramm und werde bisnun von der Gesellschaft m.b.H. 

„Verda“, welche die Pflanzenspeisefette und die technischen Fette bewirtschafte, aus ihren 

Reserven gedeckt. Die genannte Gesellschaft habe nun erklärt, dass sie infolge der Gestaltung 

der Weltmarktpreise die bisherigen Preise für Margarine und Pflanzenfett um je 10 K per 100 

kg hinaufsetzen müsse. Die Kleinverkaufspreise würden sich um weitere 10 K erhöhen. Die 

Reserven der „Verda“ seien zum größten Teil für Verluste gebunden, die aus einem 

umfangreichen Kauf von Halbfabrikaten, der mit der italienisch-schweizerischen 

Aktiengesellschaft „Sais“ getätigt worden sei, zu gewärtigen seien. Sie sei daher außerstande, 

größere Verluste auf sich zu nehmen. 

Das Staatsamt für Volksernährung wolle die vorgeschlagene Erhöhung der Preise nicht im 

eigenen Wirkungskreise verfügen und habe es dem Staatsamt für Finanzen überlassen, die 

Preisbestimmung im Kabinettsrate zur Sprache zu bringen. Redner ersuche, der „Versa“ die 

von ihr vorgeschlagenen Preiserhöhungen zu bewilligen. Das Staatsamt sei bei der bekannten 

Lage der Finanzen außerstande, sich nunmehr bei den Pflanzenfetten zur Übernahme von 

Verlusten drängen zu lassen, nachdem es nach langen Mühen endlich gelungen sei, die 

verlustreiche Bewirtschaftung des Schweinefetts abzuschütteln und den Verkauf des 

Schweinefetts dem freien Verkehr zu überlassen. Die „Verda“ habe übrigens angekündigt, 

dass sie vom Staate Ersatz ansprechen müsse, wenn ihr größere Zuschüsse aufgenötigt 

würden, als sie freiwillig zugestehen wolle. 

In der sich hierüber entwickelnden eingehenden Debatte, an welcher sich die 

Staatssekretäre Dr. D e u t s c h  und H a n u s c h, Unterstaatssekretär Dr. T a n d l e r  und 

Ministerialrat Dr. G r ü n b e r g e r  beteiligten, trat die Auffassung zutage, dass derzeit die 

Erhöhung der Pflanzenfettpreise im Hinblick auf die sinkende Kaufkraft der Bevölkerung und 

die drohenden Lohnbewegungen sehr bedenklich wäre; auch sei nicht einwandfrei erwiesen, 

dass die „Verda“ die sich ergebenden Verluste tatsächlich nicht aus eigenen Mitteln zu decken 

vermöge. 

Der Kabinettsrat beschließt sohin, der vorgeschlagenen Preiserhöhung für Pflanzenfett 

vorläufig nicht zuzustimmen und den Leiter des Staatsamtes für Volksernährung zu ersuchen, 

mit der „Verda“ die bereits begonnenen und auf die Beibehaltung der gegenwärtigen 

Verkaufspreise abzielenden Verhandlungen fortzusetzen. 
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23. 

Vorschusszahlung auf die Besoldungsreform. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  berichtet, dass bei der am 3. September l.J. stattgefundenen 

Sitzung der paritätischen Lohnkommission neuerlich die Forderung erhoben worden sei, dass 

mit dem System der Bevorschussung gebrochen und allen Staatsangestellten ohne 

Unterschied der Rangsklasse für den Monat August l.J. eine Notstandsaushilfe im gleichen 

Ausmaße wie im Juli l.J. gewährt werde. Die gleiche Notstandsaushilfe sei auch für den 

Monat September zu zahlen. Gleichzeitig wurde gefordert, dass dem Hauptausschusse der 

Konstituierenden Nationalversammlung nochmals Gelegenheit geboten werde, zu dieser 

Forderung Stellung zu nehmen. 

Redner könne aus den von ihm in der Sitzung am 31. August l.J. dargelegten Gründen dem 

Kabinettsrate bezw. dem Hauptausschusse nicht empfehlen, von dem bisherigen Systeme der 

Zahlung von Vorschüssen auf die aus einer Rückwirkung der Besoldungsordnung für das Jahr 

1920 sich ergebenden Nachzahlungsbeträge abzugehen. Da jedoch der Hauptausschuss am 

19. August l.J. die Regierung aufgefordert habe, den Staatsangestellten ebenso wie den 

Staatsbahnangestellten, monatliche Vorschüsse auf die Beträge, die sie auf Grund der 

Besolddungsreform zu beziehen haben werden, zu gewähren, wäre den Staatsangestellten 

auch für den Monat September ein gleicher Vorschuss, wie im August l.J. flüssig zu machen. 

Er beantrage daher, dem Hauptausschusse in diesem Sinne zu berichten und ihm 

vorzuschlagen, an dem am 19. August l.J. gefaßten Beschlusse festzuhalten. 

Der V o r s i t z e n d e  gibt der Anschauung Ausdruck, dass die Bewegung solange nicht 

zur Ruhe gelangen werde, bis nicht eine gewisse Parität zwischen den Bezügen wenigstens 

der mittleren Beamtenschaft mit den Einkommen der Arbeiter hergestellt sein werde. Redner 

wirft die Frage auf, ob es für die Staatsfinanzen nicht vorteilhafter wäre, statt der 

Geldzuwendungen Naturalzubußen à conto der Vorauszahlungen zu gewähren. Sobald die 

von der Reparationskommission in Aussicht gestellten Auslandskredite verfügbar wären, 

sollte ein Teil zum Einkauf von Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen für die 

Staatsangestellten verwendet werden. Vielleicht würde es gelingen, die Staatsangestellten auf 

diese Weise von der Forderung allmonatlicher Aushilfen abzubringen. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h  begrüßt diese Anregung und beantragt, die Staatsämter für 

Volksernährung und für Finanzen zu beauftragen, sich mit dieser Frage zu befassen. Was die 

Gewährung des Vorschusses für den Monat September anbelange, so möchte er nur 

festgestellt wissen, dass der Kreis der zu Beteilenden der gleiche sein werde, wie im Monate 
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August. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  bestätigt dies. 

Der Kabinettsrat beschließt die Forderung der paritätischen Lohnkommission dem 

Hauptausschusse der Nationalversammlung mit dem Berichte vorzulegen, dass die 

Staatsregierung nicht in der Lage ist, der Gewährung einer Notstandsaushilfe an die 

Staatsangestellten für den Monat August näherzutreten. 

Gleichzeitig beauftragt der Kabinettsrat die Staatsämter für Volksernährung und für 

Finanzen die Frage der Gewährung von Naturalzubußen als Ersatz für die monatlichen 

Vorauszahlungen zu studieren und hierüber dem Kabinettsrate zu berichten. 

 

24. 

Vollzugsanweisung über die Anmeldung der in Frankreich und in Großbritannien und Irland 

und deren Überseegebieten befindlichen Aktiven österreichischer Staatsangehöriger. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung zur 

Erlassung einer Vollzugsanweisung über die Anmeldung der in Frankreich und in 

Großbritannien und Irland und deren Überseegebieten befindlichen Aktiven österreichischer 

Staatsangehöriger. 

 

25. 

Vereinbarungen mit Großbritannien über die Abstattung der Vorkriegsschulden. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  erinnert daran, dass er in seinem Berichte über die Ergebnisse 

der von ihm in London geführten Verhandlungen über die Abstattung der Vorkriegsschulden 

davon Mitteilung gemacht habe, es sei mit der großbritannischen Regierung kein formeller 

Vertrag abgeschlossen, sondern vereinbart worde, dass die Österreich gewährten 

Vergünstigungen in einer an die österreichische Regierung zu richtenden Note niedergelegt 

werde. Diese Note sei nunmehr eingetroffen und werde deren Inhalt durc die amtliche 

Wiener-Zeitung zur Kenntnis der Interessenten gebracht werden. Um die vereinbarten 

Maßnahmen durchführen zu können, sei die Erlassung zweier Vollzugsanweisungen 

erforderlich, ähnliche wie es auch bei der Behandlung des mit Frankreich über die Abstattung 

der Vorkriegsschulden abgeschlossenen Vertrages der Fall gewesen sei u.zw. einer 

Vollzugsanweisung, wodurch das erlassene Zahlungs- und Annahmeverbot modifiziert wird, 

und einer solchen, wodurch die österreichischen Schuldner verpflichtet werden, 

Ausgleichsanträge zu stellen und zu versuchen, im gütlichen Wege Arrangements zu treffen. 

Der Kabinettsrat ermächtigt den Staatssekretär für Finanzen zur Erlassung dieser 
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Vollzugsanweisungen. 

 

26. 

Österreichisch-deutsches Übereinkommen zur Regelung gewisser finanzieller Fragen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  berichtet, das anlässlich der in München geführten 

Handelsvertragsverhandlungen mit dem deutschen Reiche über Wunsch der deutschen 

Unterhändler auch gewisse finanzielle Fragen, an deren rascher Regelung den deutschen 

Reichsangehörigen sehr viel gelegen sei, durch ein besonderes Übereinkommen erledigt 

worden seien. 

In diesem Übereinkommen sichern wir u.a. deutschen Reichsangehörigen die Aufhebung 

von Vermögenssperren, welche bei uns bestehen, zu. Wir haben bereits allgemein in Aussicht 

genommen, Ausländern gewisse Begünstigungen in dieser Richtung zu erteilen, indem wir 

ihnen jene Freigaben gewähren wollen, welche wir den Angehörigen der alliierten und 

assoziierten Staaten nach den Bestimmungen der Art. 249 lit. k und 266 des Friedensvertrages 

innerhalb dreier Monate nach Inkrafttreten des Friedenvertrages nicht verweigern können. 

Eine allgemeine Verfügung, welche diese Freigabe den Angehörigen aller auswärtigen 

Staaten mit Ausnahme jener einräumen, bei denen wir durch ihr Verhalten zu besonderer 

Zurückhaltung gezwungen seien, stehe bevor. Die den Reichsdeutschen im vorliegenden 

Übereinkommen zugesicherten Freigaben bleiben im Rahmen der allgemein in Aussicht 

genommenen Begünstigungen. Es werden dabei Sicherstellungen auch gegenüber Personen, 

welche der Vermögensabgabe unterliegen werden, aufgehoben, der subjektiven Abgabepflicht 

der Einzelnen werde jedoch in keiner Weise vorgegriffen. 

Hinsichtlich der Behandlung von Schuldverschreibungen des ehemaligen österreichischen 

Staates enthalte das Übereinkommen Festlegungen, die sich aus den bezüglichen 

Bestimmungen des Friedensvertrages ergeben. Für Kriegsanleihen sei bestimmt worden, dass 

Österreich die Kontrollbezeichnung und damit die Anerkennung jener in reichsdeutschem 

Besitz befindlichen Kriegsanleihe, deren Übernahme durch einen Sukzessionsstaat auf Grund 

besonderer Abkommen zwischen diesem Staate und dem deutschen Reiche noch möglich ist, 

dermalen noch aufschiebe. Es handele sich dabei um den Besitz jener physischen oder 

juristischen Personen, welche in dem für die Übernahme der Kriegsanleihe 

ausschlaggebenden Zeitpunkte zwar noch Reichsdeutsche waren, in der Folge aber durch 

Naturalisation oder Nostrifikation ihres Unternehmens in einem Sukzessionsstaate als 

Angehörige dieses Staates erscheinen werden. Mit der Tschechoslowakei habe das deutsche 

Reich ein Abkommen auf Übernahme der Kriegsanleihe dieser Rechtssubjekte geschlossen. 



218 – 1920-09-09 

 
23 

Ähnliche Abkommen mit anderen Sukzessionsstaaten werden vielleicht noch zustande 

kommen. 

Die reichsdeutschen Kriegsanleihebesitzer, welche in Österreich 

vermögensabgabepflichtig sind, beziehungsweise die reichsdeutschen Gesellschaften, welche 

eine in Österreich abgabepflichtige Tochtergesellschaft haben, erhalten die Berechtigung, ihre 

sich als ausländischer Besitz darstellende und darum gemäß § 52 des 

Vermögensabgabegesetzes zunächst von der Abgabeentrichtung ausgeschlossene 

Kriegsanleihe in dem Maße, in dem das Gesetz dem betreffenden Abgabepflichtigen die 

Abgabeentrichtung gestattet, als Zahlungsmittel zu verwenden, weiters enthalte das 

Übereinkommen noch Bestimmungen über die Kontrollbezeichnung von Wertpapieren und 

über die valutarischen Beschränkungen des für nach Österreich eingeführte Waren erzielten 

Gegenwertes. 

Redner erbitte für dieses Übereinkommen die Genehmigung des Kabinettsrates. 

Der V o r s i t z e n d e  betont in diesem Zusammenhange die Dringlichkeit der Aufhebung 

der Vermögenssperre auch für Inländer. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r  bemerkt, dass die Finanzgesetzgebung im 

tschechoslowakischen Staate für jene österreichischen physischen und juristischen Personen, 

die in der Tschechoslowakei Guthaben besäßen, in mehrfacher Hinsicht Gefahren mit sich 

bringe und ersucht das Staatsamt für Finanzen dahin zu wirken, dass endlich Klarheit 

geschaffen werde, insbesondere in der Frage, in welcher Währung Zahlungen zu leisten seien. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h  bringt zur Kenntnis, dass Mitte ds.Mts. Vertreter der 

tschechoslowakischen Regierung zu Verhandlungen in valutarischen Angelegenheiten nach 

Wien kommen sollen. Würden diese Verhandlungen zu keinem Ziele führen, so erübrige 

nichts als den Schiedsspruch der Reparationskommission anzurufen. 

Der Kabinettsrat genehmigt antragsgemäß das gegenständliche Übereinkommen und 

ersucht das Staatsamt für Finanzen, die während der Debatte gefallenen Anregungen weiter zu 

verfolgen. 

 

27. 

Gesetzesbeschlüsse des n.ö. Landtages vom 29. Juli 1920, betreffend die Erhöhung der 

Jagdkartentaxen für das Land Niederösterreich und in der Stadt Wien. 

Der Kabinettsrat beschließt über Antrag des Vizepräsidenten Dr. P a n t z  gegen die 

Gesetzesbeschlüsse des niederösterreichischen Landtages vom 29. Juli 1920, betreffend die 

Erhöhung der Jagdkartentaxen für das Land Niederösterreich und in der Stadt Wien keine 
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Vorstellung zu erheben, ermächtigt die Staatssekretäre für Land- und Forstwirtschaft und für 

Inneres und Unterricht zur Gegenzeichnung und stimmt der sofortigen Kundmachung der 

Gesetzesbeschlüsse zu. 

 

28. 

Ausfertigungen von Vollmachten für die Unterhändler der Republik Österreich beim 

Weltpostkongresse in Madrid. 

Staatssekretär Dr. P e s t a  berichtet, dass am 1. Oktober l.J. in Madrid der im Jahre 1914 

in Folge des Krieges verschobene Weltpostkongress zusammentrete, an dem alle Mitglieder 

des Weltpostvereines durch ihre Vertreter teilnehmen werden. 

Aufgabe dieses Kongresses werde es sein, die Bestimmungen des am 26. Mai 1906 in Rom 

abgeschlossenen Weltpostvertrages und seiner Nebenübereinkommen zu überprüfen und die 

mit Rücksicht auf den Zeitablauf und die geänderten politischen und wirtschaftlichen 

Verhältnisse erforderlichen, sowie sonstigen zweckdienlichen Abänderungen vorzunehmen. 

Als Vertreter Österreichs am Weltpostkongresse seien der Generaldirektor für das 

Postwesen, Sektionschef H o h e i s e l  und der Ministerialrat im Staatsamte für 

Verkehrswesen E b e r a n  in Aussicht genommen. 

Über Antrag des Redners beschließt der Kabinettsrat die Genannten, und zwar jeden für 

sich zu ermächtigen, an den Beratungen des Weltpostkongresses in Madrid teilzunehmen, dort 

Anträge zu stellen, über gestellte Anträge abzustimmen und die beschlossenen Verträge und 

Übereinkommen namens der österreichischen Regierung zu unterfertigen. Der Staatssekretär 

für Verkehrswesen wird ersucht, die Ausfertigung der erforderlichen Vollmachten im 

Einvernehmen mit dem Staatssekretär für Äußeres zu veranlassen. 

 

29. 

Gesetzesbeschluss des steiermärkischen Landtages, betreffend Abänderung des Gesetzes vom 

28. April 1909, L.G.Bl. Nr. 40, über den Sanitätsdienst in den Gemeinden Steiermarks mit 

Ausnahme von Graz. 

Über Antrag des Unterstaatssekretär Dr. T a n d l e r  beschließt der Kabinettsrat, gegen 

den Gesetzesbeschluss des steiermärkischen Landtages, betreffend die Abänderung des 

Gesetzes vom 28. April 1909, L.G.Bl. Nr. 40, über den Sanitätsdienst in Steiermark eine 

Vorstellung nicht zu erheben und die Staatssekretäre für soziale Verwaltung, für inneres und 

Unterricht und für Finanzen zur Gegenzeichnung zu ermächtigen. 
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[KRP 218, 9. September 1920, Stenogramm Fenz] 
 
 
218., 9. /IX., '20; Personalsitzung. 
[Zugezogen]: Pantz; Schüller - 6 b) excl.[usiv]. 
 
 
Breisky: Wahlberechtigung der im Ausland lebenden Österreicher. 
Angenommen. 
 
 
Breisky: Kommunisten. 
Genehmigt. 
 
 
Reisch: Die österreichische Regierung [wurde] zur Teilnahme an der Brüsseler 

internationalen Finanzkonferenz eingeladen. [Ich beabsichtige], in Brüssel auch 
[bezüglich eines] Vertrages über die Vorkriegsschulden mit Belgien und auch mit 
Amerikanern Besprechungen in dieser Frage [führen]. 

Reisch wird selbst fahren, [außerdem] Sektionschef Schüller. Die Deutschen 
schicken drei Regierungsvertreter und zwei Experten. Wir verfügen über keine 
besonders qualifizierten Experten. Das hat - wir haben zu viele und es würde die 
Auswahl [schwer fallen]. 

Genehmigt. 
 
 
[Reisch]: Das Hauptmünzamt hat bis 1915 Dukaten und vierfache Dukaten ausgeprägt - 

ausgeprägt, welche insbesondere im Orient beliebt waren, weil [es] die feinste Münze 
war, welche überhaupt im Umlauf war. Später wurde [die Ausprägung] sistiert, um 
den Goldschmuggel zu verhindern. 

Türkische Bankiers [sind] an uns herangetreten, wieder vierfache Dukaten prägen 
zu lassen. Das Gold würde eingesendet werden und das Ausgeprägte würde im 
Ausland übergeben werden. [Eine] Thesaurierung im Ausland wäre dadurch 
ausgeschlossen. Aus Prestige-Gründen möchte ich nicht die Ausprägung aussetzen 
lassen und das Hauptmünzamt würde auch beschäftigt werden und die Kosten des 
Hauptmünzamtes gedeckt werden. 

Wir haben die letzten Dukaten ausgeprägt mit der Jahreszahl 1915 mit dem Bild 
Kaiser Franz Josephs. Es würde sich darum handeln, daß die Dukaten jetzt auch so 
ausgeprägt werden. Es wären ausschließlich Handelsmünzen. [Die Sache] liegt ganz 
gleich wie [bei den] Maria-Theresien-Thalern, die jetzt noch immer ausgeprägt 
werden. [Eine] Änderung der äußeren Ausstattung würde den Handelsmünzenwert 
beeinträchtigen. 

Angenommen. 
 
 
Mayr: Abstimmungsbriefmarken - Kärnten. 
Angenommen. 
 
 
Heinl: [Ich habe eine] Besichtigung vorgenommen, insbesondere Salzburg hat furchtbar 

gelitten. Die Schäden an öffentlichem Gut lassen sich noch nicht annähernd schätzen. 
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Soweit Reichsstraßen und Reichsbrücken in Betracht kommen, keine wesentlichen 
Schäden. Insbesondere Landes- und Gemeindestraßen sind geschädigt. 

[Ich habe teilgenommen an einer] Konferenz bei der Landesregierung, wie der 
Staat Hilfe leisten könnte. Das Staatsamt für Finanzen wird gebeten, die für das zweite 
Halbjahr eingesetzten 2 Millionen Kronen für die Reparatur von Straßen und Wegen 
sofort flüssig [zu] machen. 

Die Landesregierung hat [weiters] gebeten [um einen] Vorschuß [von] 6-7 - 8 
Millionen auf die Notstandshilfe - für die Stadt und das Land Salzburg. Auch 
Oberösterreich und Steiermark werden einschreiten. 

Ich bitte, daß die von mir genannten Beträge flüssig gemacht werden. 
Reisch: Es wird notwendig sein, daß ein Gesetz gemacht wird, um die Genehmigung der 

Nationalversammlung -. 
Angenommen. 
 
 
Heinl: Causey-Brief; erinnert [an] die Besprechung mit Rintelen, um den Wünschen entgegen 

zu kommen. 
[Es] war auch Glanz anwesend, [dieser] wies darauf hin, daß der Intervenient kein 

Regierungsorgan war, sondern der Betriebsleiter des Südbahn-Inspektorats in 
Laibach. Es liege keine Int.[ervention] der jugoslavischen Regierung vor und war 
auch gar nicht zu erwarten, nachdem die österreichische Regierung mit der 
jugoslavischen Regierung schon in Verhandlungen eingetreten war, die aber 
ab[ge]brochen wurden, weil Pit. keine Instr.[uktion] hatte. 

Jetzt hat er [eine] Instr.[uktion] und bittet um die Aufnahme der Verhandlungen. In 
diesem Stadium wäre Causey nicht Folge zu geben, sondern das Ergebnis der 
Verhandlungen abzuwarten. 

Zur Kenntnis genommen. 
 
 
2. a) 
Breisky: Volkszählung. 
Angenommen. 
 
 
2. b) 
Breisky: Versicherungsnehmer. 
Angenommen. 
 
 
2. c) 
Breisky: Auflage Mödling. 
Angenommen. 
 
 
2. d) 
Breisky: Auflage Reichenau etc. 
Angenommen. 
 
 
2. e) 
Breisky: Oberösterreichischer Landtag, 200 Millionen Kronen. 
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Ellenbogen: Ich möchte feststellen, daß wir unsere staatliche Beteiligung schon früher 
beschlossen haben. [Es ist] daher selbstverständlich, daß [es] genehmigt wird. 

Angenommen. 
 
 
3. a) 
Heinl: Straßenkonk[urrenz-Gesetz], Novelle. 
Angenommen. 
 
 
3. b) 
[Heinl]: Lafnitz, Brückenmaut. 
Angenommen. 
 
 
3. c) 
[Heinl]: Vorarlberg. 
Angenommen. 
 
 
3. d) 
[Heinl]: Handelsübereinkommen mit dem SHS-Staat. 

Antrag: Genauso wie den rumänischen Handelsvertrag zur Kenntnis zu bringen 
dem Hauptausschuß. 

Reisch: Das Staatsamt für Finanzen bittet, wenn Zollverhandlungen stattfinden, soll [es] 
künftighin auch eingeladen werden. 

Heinl: [Ich] werde demnächst den deutschen Handelsvertrag zur Sprache bringen. Die 
Deutschen werden die parlamentarische Genehmigung einholen, [er wäre] erst [der] 
nächsten Nationalversammlung [vorzulegen]. 

Schüller: Die Reparations-Commission hat den Wunsch ausgesprochen, daß wir ihr den 
Handelsvertrag mit Deutschland vorlegen. Gegen das Übersenden [besteht] kein 
Anstand. Es fragt sich nur, inwieweit sie sich eine Stellungnahme vorbehält? Sie hat 
eigentlich den Standpunkt, daß ihr alle wirtschaftlichen Verträge vorgelegt werden 
müssen und kann das [damit] begründen, daß sie für unsere Ernährung vorzusorgen 
hat und viele Ernährungssachen darin sind; ferner [damit], daß der Friedensvertrag 
uns viele handelspolitischen Bedingungen auferlegt hat. Es ist kein Zweifel, daß der 
deutsche Handelsvertrag derartige Punkte enthält. 

Gegen die Übersendung ist natürlich nichts einzuwenden, aber wenn sie Stellung 
nehmen wollen, so müßte der Kabinettsrat Stellung nehmen. 

Mayr: Gegebenenfalls wird sich das Kabinett damit befassen. 
Miklas: [Ich möchte fragen], ob im neuen Handelsvertrag mit Deutschland irgendwelche 

gegenseitigen Begünstigungen enthalten sind, die dadurch auch den Ententemächten 
zukommen würden? 

Schüller: Im Gegenteil, es ist alles Diesbezügliche eliminiert worden. 
Angenommen. 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
4. a) 
Deutsch: Vertrauensmänner für die Offiziere. 

[Es besteht folgender] Unterschied gegenüber den Wehrmännern: Der SR 
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[Soldatenrat] tritt erst beim Truppenkorps ein. Bei der Komp.[anie] wie bei den 
Wehrmännern [ist es] nicht möglich, weil nur zwei Offiziere sind. 

[Es wäre zu entscheiden], ob [es als] Vollzugsanweisung oder Erlaß 
[hinausgegeben werden soll] - bei den Wehrmännern [geschah es] als Erlaß. 

[Beschluß]: Erlaß, angenommen. 
 
 
4. b) 
Deutsch: Ekrasit. 

Normalerweise dienen die Ekr[asit]-Sprengbüchsen nur für Bergwerke. Sie können 
aber auch zu Zerstörungen bei Rückzügen verwendet werden. Wir sind in einer sehr 
schweren Lage. Wir können uns [zwar] auf den Standpunkt stellen, es dient nur für 
Bergwerkszwecke. Das wird uns aber niemand glauben, weil jeder weiß, daß es auch 
für Sprengungen bei Rückzügen Verwendung finden kann. 

Schüller: Könnte nicht eine Kontrolle eintreten, daß es wirklich bei Bergwerken verwendet 
wird? 

Deutsch: [Das ist] bei der großen Menge nicht möglich. 
Heinl: Wir könnten wenigstens den Auftrag geben, daß die Überwachung Platz greift. Mit 

Rücksicht auf die Schwierigkeit der Kohlenbeschaffung bitte ich um [eine] aufrechte 
Erledigung, sonst wird uns die Kohlelieferung eingestellt. 

Deutsch: Die Russen werden es als Neutralitätsbruch erklären und bei den Kriegsgefangenen 
Schwierigkeiten machen. 

Heinl: Ich übernehme die Verantwortung, weil wir die Kohlen dringend brauchen. 
Deutsch: [Ich] bitte zu bedenken, was die Angehörigen der Kriegsgefangenen machen, wenn 

uns die Russen Schwierigkeiten machen. 
Roller: Es ist schwer, sich zu entscheiden. Vielleicht Aufschub bis Renner kommt. Wir wissen 

nicht, was das für Konsequenzen hat. 
[Beschluß]: Der Antrag auf Freigabe [wird] genehmigt mit dem Zusatz, daß [eine] genaue 

Kontrolle erfolgt durch unseren Bevollmächtigten in Warschau. 
Miklas: Unser Bevollmächtigter in Warschau wird beauftragt, daß sobald die geringste 

Abweichung von der Verwendung erfolgt, er sofort das Staatsamt für Äußeres und uns 
verständigt, damit die weitere Lieferung eingestellt wird. 

Angenommen. 
 
 
5. a) 
Glöckel: Gesetzentwurf [betreffend] Lehrbefähigungsprüfung. 
Angenommen. 
 
 
5. b) 
[Glöckel]: Würtemberg. 
Angenommen. 
 
 
5. c) 
[Glöckel]: Belassung [von Zöglingen in] den Staatserziehungsanstalten. 
Mayr: Man müßte wissen, wie viele derartige Freiplätze [...]bar sind und ob es lauter 

Deutsche sind. 
Roller: [Es sind] meist Offizierskinder aus Deutschböhmen, deren Väter gefallen sind. 
Angenommen. 
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6. a) 
Reisch: Pflanzenfett. 
Deutsch: Die Vertreter meiner Partei können die Zustimmung nicht geben, weil jetzt zu 

Beginn des Herbstes eine Reihe von Lohnbewegungen ins Rollen kommen. [Es ist] vor 
Abschluß der Verträge nicht günstig, mit einer Preissteigerung vorzugehen, weil diese 
ungünstig wirkt auf die Lohnbewegung. Wir stehen vor der Besoldungsreform, [daher 
ist] nicht angängig [eine] Preissteigerung, weil [eine] Rückwirkung [die Folge wäre]. 
[Man sollte es] lieber verschieben und die Diff.[erenz] vom Staat tragen. 

Mayr: Mir kommt die Motivierung der Verda wenig begründet vor. Sie sagt einfach, sie hat 
Verluste und begründet sie aber nicht. 

Grünberger: Reisch hat erwähnt, daß erst seit Ende Juli Pflanzenfett auf die Karten 
ausgegeben wird. Wir haben [dies] nur nach starkem Widerstreben zugegeben. Die 
Konsumenten haben [eine] einstimmige Abneigung gegen Pflanzenfett. Wenn auch die 
Qualität der Marg[arine] sich gebessert hat, so ist doch 10 % Wasser darin. Der 
Nährwert ist nicht vorhanden und Konsumenten erscheinen verkürzt. 

Die Konsumentenvertreter haben auch der Meinung Ausdruck gegeben, daß die 
Fettpreise eine Höhe erreicht haben, die nicht mehr überboten werden kann. Wenn wir 
jetzt die Erhöhung bei Pflanzenfett machen, so würde es so hoch kommen wie 
Schweinefett bei staatlichen Zubußen gekostet hat. 

Eine lange Verhandlung mit der Verda hat mich dazu gebracht, noch einmal in 
Erwägung zu ziehen, ob nicht die Sais-Veträge storniert werden könnten und dadurch 
die Reserven der Verda derart gesteigert - gestärkt werden könnten, daß sie -. 

Ich beantrage die Verschiebung. 
Hanusch: [Ich] schließe mich dem Antrag an. Wenn wir den Pflanzenfettpreis erhöhen, so 

werden auch die Fettpreise wieder steigen. Es kann jetzt schon niemand mehr 
?Schweinefett oder Butter kaufen. 

Wir haben viele Arbeiter, die nicht 48 Stunden, sondern 22 Stunden oder 18 
Stunden arbeiten. Nur aus Solidarität wird niemand entlassen, diese Leute - sondern 
sie lassen reduziert arbeiten. Wenn wir das Pflanzenfett erhöhen, so können diese 
Leute das nicht mehr kaufen. 

Grünberger: Es wird immer an das Volksernährungsamt herangetreten wegen der Erhöhung 
der Brotquote. Es kann davon keine Rede sein mit Rücksicht auf die einlaufenden 
Zuschübe. 

Ich habe in der letzten Zeit mit den Kons[umenten]-Vertretern aller 
Parteirichtungen Fühlung genommen und die Wahrnehmung gemacht, daß die 
Erhöhung jedes lebenswichtigen Artikels nicht ertragen würde. Kondensmilch wurde 
erhöht, der Zuckerpreis wird erhöht werden müssen. 

Tandler: Es ist eine bekannte Erscheinung während des Krieges gewesen, daß bei 
Einschränkung gewisser Lebensmittel die Unterernährung dann besonders eingetreten 
ist, wenn die Fettquote reduziert [worden] ist. An der fürchterlichen Ausweitung der 
Tub[erkulose] in Österreich ist der Fettmangel schuld. Was der Staat hier am Fett 
erspart, würde er den Spitälern zuschießen müssen. [Ich] bin daher gegen die 
Erhöhung der Fettpreise aus mediz.[inischen] Gründen wegen der Vorbeugung gegen 
Tub[erkulose]. 

Reisch: Es ist unhaltbar, daß der Staat bei jedem Kilogramm Lebensmittel zuschießt. Ich kann 
daher nicht zugeben, daß ein neuer Zuschußartikel creiert wird. Bisher hat die Verda 
zugeschossen. Ich kann nicht eine gemeinwirtschaftliche Unternehmung in 
Schwierigkeiten bringen. 

Wir können uns nicht den Luxus gönnen Schweinefett zu essen. Wir müssen 
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Pflanzenfett essen um ein Zuschußgebiet abzubauen. Unsere staatsfinanzielle Lage 
läßt es nicht zu. Wir drucken jeden Monat 1 Milliarde Noten. 

Das Äußerste, was ich tun könnte, wäre, daß der Kabinettsrat Grünberger einlädt, 
[daß er] neuerliche Verhandlungen mit der Verda einleitet, ob sie die Verluste noch 
tragen kann. Wenn ich binnen vier Wochen kein günstiges Ergebnis darüber höre, so 
muß ich die Sache neuerlich vorbringen. 

Grünberger: Im Einvernehmen mit [einem] Fin.[anz]-Vertreter habe ich die Verhandlungen 
bereits eingeleitet, zumal eine Gruppe in der Verda für die Stornierung der Sais-
Verträge ist. 

[Beschluß]: Grünberger hat zu verhandeln. 
 
 
6. b) 
Reisch: Vorauszahlung auf die Besoldungsreform. 

Ich werde dem Hauptausschuß den Antrag stellen, im Sinne der von der Regierung 
eingenommenen Haltung Vorauszahlungen im Sinne - wie im August zu gewähren. 

Mayr: Es wird keine Ruhe eintreten bis nicht eine Parität hergestellt wird zwischen den 
mittleren Beamten und den Arbeitern. 

Sie verlangen die Notaushilfe. Es ist auch der Gedanke aufgegriffen worden, ob es 
nicht vorteilhafter wäre für die Staatsfinanzen, wenn man an Alimentationsvorschüsse 
allmonatlich denken könnte. So [...] - daß wenn von der Reparations-Commission 
Vorschüsse gegeben würden, ein Teil verwendet würde zum Ankauf von Fett und Mehl 
und [man es] der Beamtenschaft durch ihre Zuteilungsstellen zukommen ließe à conto 
der Vorschüsse. Der Kabinettsrat sollte anläßlich dieser neuen Forderungen sich mit 
diesem Gedanken beschäftigen. Es wäre eine Ablenkung von der Forderung der 
monatlichen Aushilfe. 

Deutsch: Der Gedanke, daß man den Staatsangestellten anstatt Papiergeld Lebensmittel 
geben soll, ist uns sehr sympathisch. Die Möglichkeit muß vom Volksernährungsamt 
mit dem Staatsamt für Finanzen erwogen werden. Die beiden Staatsämter sollen uns 
nach dem Studium darüber berichten. 

Wir möchten nur festgestellt haben, daß der Kreis der Personen, die im September 
den Zuschuß bekommt, soll derselbe sein wie im August. 

Reisch: Ja. 
Grünberger: Ich habe schon Erhebungen eingeleitet, die aber [noch] Gegenstand der 

Beratung mit dem Staatsamt für Finanzen sein müssen. [Ein] vollständiger Ersatz von 
Geld sollte nicht eintreten, wohl aber [ein] Ausbau der Zuschußaktion. 

Mayr: Die Herren haben erklärt, gegen solche Zuschüsse wehrt sich das Volksernährungsamt 
und das Staatsamt für Finanzen. Ich weiß, daß sich das Volksernährungsamt nicht 
wehrt und wenn beide Ämter zusammentreten, so wäre das eine Beruhigung für die 
Herren. 

Reisch: Mehr im Vordergrund stehen Schuhe, Wäsche und Kleider. [Eine] große 
Organisation [ist] im Zuge, sie haben auch Kredite bekommen. Aber es wird Zeit 
brauchen, bis etwas herauskommt. 

Grünberger: Man müßte Reis, Kondensmilch und Fett geben. 
[Beschluß]: Dem Hauptausschuß ist die Frage der Notstandsaushilfe [mit der Erklärung] 

vorzulegen, daß der Kabinettsrat nicht in der Lage ist, einer Notstandsaushilfe wie im 
Juli näher zu treten. 

Das Volksernährungsamt und das Staatsamt für Finanzen haben zu studieren die 
Naturalzubußen. 

Angenommen. 
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6. c) 
Reisch: Vollzugsanweisung, wir müssen eine Übersicht bekommen. 
Angenommen. 
 
 
Reisch: Ich habe Mitteilung gemacht, daß wir in London zwar nicht [einen] Vertrag 

abgeschlossen, aber die Zusicherung gewisser Begünstigungen erhalten haben, [in] 
Form einer Note an uns. Diese Note ist eingetroffen und wird von uns in der amtlichen 
Wiener Zeitung zur Kenntnis der Interessenten gebracht werden. [Ich] bitte um die 
Ermächtigung [hierzu]. 

Gleichzeitig müssen zwei Vollzugsanweisungen wie aufgrund des französischen 
Vertrages [erlassen werden]: 

a) wodurch das erlassene Zahlungs- und Annahmeverbot modifiziert wird; 
b) [eine] Vollzugsanweisung, wonach die österreichischen Schuldner verpflichtet 

werden, Ausgleichsanträge zu erstatten und [zu] versuchen, gütliche Arrangements zu 
treffen. 

Ermächtigung erteilt. 
 
 
6. d) 
[Reisch]: Münchner Übereinkommen. 
Mayr: [Ich] bitte, daß auch die Aufhebung der Vermögenssperre auch für uns Platz greift. 
Heinl: Wir sind bestrebt, die Sperren auf das Allernotwendigste zu reduzieren. 
Roller: Diejenigen österreichischen Staatsbürger, die in der Tschechoslovakei Depots 

[haben], sind in großer Schwierigkeit. Sie müssen bis 16. Oktober ihre Depots hierher 
geschafft haben, um der Vermögensabgabe dort zu entgehen. Die letzte Urgenz ist am 
11. Mai dorthin gegangen. 

Reisch: Bezüglich der Auslieferung der Depots ist bereits [ein] Übereinkommen getroffen. 
Miklas: Es scheint mir, daß schon derzeit schon Kündigungen von Schuldnern seitens der 

Tschechei erfolgen zur Zahlung in tschechoslovakischen Kronen. Die Sache ist sehr 
dringlich. 

Angenommen. Die gefallenen Anregungen sind zu verfolgen. 
 
 
7. a), 7. b) 
Pantz: Jagdkarten. 
Angenommen. 
 
 
8. 
Pesta: Weltpostkongreß. 
Angenommen. 
 
 
9. 
Tandler: Gemeindesanitätsdienst. 
Angenommen. 
 
 
12 Uhr. 



218 – 1920-09-09 

 
32 

 
[Nächste Sitzung] Mittwoch. 
 
 

 










































































































































































































